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Lösungen statt Symbolpolitik: Die SPD-Fraktion 
stellt Weichen in der Flüchtlingspolitik.

Helfen, anpacken, 
Ordnung schaffen

Zahlreiche Menschen flüchten vor 
Krieg und Verfolgung in ihren Heimat-
ländern. In Deutschland suchen sie 
Schutz, Sicherheit und die Chance auf 
ein besseres Leben. 

Und der große Teil der Deutschen 
heißt die Flüchtlinge willkommen. 
Ehren amtliche engagieren sich seit 
Monaten und unterstützen die An-
kommenden nach Kräften. Doch die 
haupt- und ehrenamtlichen Helfer 
stoßen an ihre Grenzen, weil so viele 
Menschen gleichzeitig kommen. 

Für die SPD-Bundestagsfraktion ist 
klar: Wenn Menschen in Not zu uns 
kommen, dann müssen wir helfen. 
Aufgabe der Politik ist es, Ordnung in 
das Durcheinander zu bringen, das die 
Ankunft von Hunderttausenden mit 
sich bringt. 

Faire und menschliche Verfahren
Die Maßnahmen des Asylpakets 

und des jüngsten Beschlusses der Koa-
litionsspitzen schaffen diese Ordnung. 
Sie regeln die Aufnahme von Asyl-
bewerbern, beschleunigen die Asylver-
fahren und erleichtern eine schnelle 
Rückführung von Menschen, die kein 
Bleiberecht haben. Der Bund entlastet 
Länder und Kommunen mit einer mo-
natlichen Pauschale für die Flücht-
lingsunterbringung. Zudem legt die 
Koalition den Grundstein dafür, Men-
schen mit Bleibeperspektive rasch in 
die Gesellschaft und den Arbeitsmarkt 
zu inte grieren. 

SPD-Fraktionschef Thomas Opper-
mann spricht von vernünftigen Ergeb-
nissen. „Flüchtlinge werden auch in 
Zukunft ein menschliches und faires 
Verfahren in Deutschland bekommen.“

Den Sozialdemokraten geht es bei 
allen Maßnahmen auch immer darum, 

dass Deutschland seiner humanitären 
Verantwortung und rechtlichen Ver-
pflichtung gerecht wird. Haftlager vor 
den Grenzen oder Grenzzäune gehören 
nicht dazu. „Es wird keine Inhaftierung 
von Flüchtlingen und keine Transitzo-
nen geben“, stellt die Erste Parlamenta-
rische Geschäftsführerin der SPD-Frak-
tion Christine Lambrecht klar.

Anpacken und Probleme lösen
Entscheidend sei, dass die Bundes-

regierung nun handele und alle bisher 
vereinbarten Maßnahmen gemeinsam 
mit den Ländern entschlossen umsetze, 
sagt Thomas Oppermann. „Geschlossen 
anpacken und Probleme sachorientiert 
lösen, darauf kommt es jetzt an.“ 

Zudem fordern die Sozialdemo-
kraten weiterhin ein Einwanderungs-
gesetz, das legale Einreisemöglich-

keiten erweitert. „Wir müssen uns 
in unserem Asylsystem auf die wirk-
lich Schutzbedürftigen konzentrie-
ren. Zugleich benötigen wir klare 
Regeln für die Einwanderung von 
Menschen, die zu uns auf der Suche 
nach Arbeit kommen“, sagt Thomas 
Oppermann. 

Für diese Menschen aber ist das 
Asylverfahren der falsche Weg. Sie 

brauchen eine legale Einreisemög-
lichkeit als Alternative zum Asyl-
recht. Für Fachkräfte, Akademiker und 
seit kurzem für Menschen vom West -
balkan gibt es schon ent sprechende 
Regelungen. Folgen muss ein Ein-
wanderungsgesetz, das eine legale 
Arbeitsmigration nach Deutschland 
möglich macht und Einwanderung 
mit Integration verbindet. ■

Für die SPD-Fraktion ist klar: Wenn Menschen in Not zu uns kommen, dann müssen wir ihnen helfen.

FO
TO

S:
 S

P
D

FR
A

K
TI

O
N

.D
E 

(S
U

SI
E 

K
N

O
LL

 /
FL

O
R

IA
N

 J
Ä

N
IC

K
E)

; 
FO

TO
LI

A
.C

O
M

 (
D

R
U

B
IG

-P
H

O
TO

; 
LY

D
IA

 G
EI

SS
LE

R
; 

M
A

T
TH

IA
S 

ST
O

LT
)

Die SPD-Fraktion führt den Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern – 
offline und online. Gemeinsam mit den Menschen will sie Antworten auf die 
wichtigsten Zukunftsfragen erarbeiten. 
Ein zentrales Thema: die Frage nach einem neuen Miteinander. Was können 
wir tun, damit Deutschland ein offenes Land bleibt, in dem alle an einer 
vielfältigen Gesellschaft teilhaben können und nicht nur nebeneinander, 
sondern miteinander zusammenleben? Diskutieren Sie mit! 
Auf zukunftsideen.spdfraktion.de.zukunftsideen.spdfraktion.de.

Online-Dialog

SEITE 2
Demografie: Sind 
Flüchtlinge Belastung 
oder Chance?

SEITE 3 
Verfahren beschleunigen, 
Integration vorantreiben

SEITE 4/5 
Interview: SPD-Fraktions-
vize Rolf Mützenich über 
die Bekämpfung von 
Fluchtursachen

SEITE 6 
Bildungspolitik braucht 
Wende

SEITE 7 
Digitalisierung gestalten

SEITE 8 
Hospiz- und Palliativ-
versorgung: Schmerzen 
lindern, Ängste nehmen
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Unsere Gesellschaft wird immer
 älter. Fachkräfte, Sozialversicherungs-
system, Daseinsvorsorge in den Kom-
munen – sie alle sind betroffen vom 
demografischen Wandel. Gerade Kom-
munen mit Bevölkerungsrückgang 
müssen rechtzeitig Strategien entwi-
ckeln, um Strukturen der Daseinsvor-
sorge aufrechtzuerhalten, zum Beispiel 
im öffentlichen Personennahverkehr 
oder bei der Betreuung und Versor-
gung pflegebedürftiger Menschen. 

Auf einem Demografiekongress der 
SPD-Fraktion in Berlin diskutierten 
jetzt 260 Vertreterinnen und Vertreter 
aller staatlichen Ebenen, der Wirt-
schaft, der Sozialpartner, der Wissen-
schaft und der Zivilgesellschaft über 
die Herausforderungen des demografi-
schen Wandels. Eine der zentralen Fra-
gen: Kann die aktuelle Flüchtlings-
dynamik zur Lösung des Problems 
beitragen?

Ja, sie kann, sagt Bundesarbeits-
ministerin Andrea Nahles. Es sei kein 
Wunder, dass die deutsche Wirtschaft 
gemeinsam mit den Gewerkschaften 
für mehr Einwanderung werbe. Man 
müsse aus der Demografiedebatte eine 

Demografie: Sind Flüchtlinge
Belastung oder Chance?
Zahlreiche Menschen suchen Hilfe und Schutz in Deutschland. Können 
sie langfristig unser Demografieproblem lösen?

Chancendebatte machen. „Wenn wir 
diese Menschen gut integrieren, dann 
haben wir einen Teil der Demografie-
frage beantwortet.“

Ohne Einwanderung geht es nicht
Thomas Oppermann sieht es ähn-

lich. „Dieser Gesellschaft fehlen jedes 
Jahr 300.000 Geburten“, sagt der SPD-
Fraktionschef. Die größte Herausforde-

Manuela Schwesig, Aydan Özoğuz, Petra Crone und Andrea Nahles auf dem Demografie-
kongress der SPD-Fraktion.

rung sieht Oppermann im drohenden 
Fachkräftemangel. „Was können wir 
dagegen tun, dass in den nächsten 15 
Jahren sechs Millionen potenzielle Er-
werbstätige aus dem Erwerbsleben 
ausscheiden?“ Seine Antwort: Neben 
einer höheren Frauenerwerbsquote 
und der Qualifizierung von Geringqua-
lifizierten bleibt als dritte Möglichkeit 
nur die Einwanderung. 

Flüchtlingshilfe 
ohne neue Schulden
Der Bundestag hat den zweiten 
Nachtragshaushalt 2015 be-
schlossen. Damit wird die Unter-
stützung der Länder für die 
Flüchtlingsunterbringung und 
-versorgung im Bundeshaushalt 
umgesetzt. Der Bund erhöht die 
bisher vorgesehene Soforthilfe 
für Länder und Kommunen 
nochmals um 1 Milliarde Euro 
auf 2 Milliarden. Außerdem soll 
aus den Haushaltsüberschüssen 
eine Rücklage gebildet werden, 
um die notwendigen Ausgaben 
im Jahr 2016 möglichst ohne 
neue Schulden zu finanzieren. 
„Mit dem beschlossenen Nach-
tragshaushalt 2015 gehen wir 
die vor uns liegenden Aufgaben 
Schritt für Schritt an“, sagt der 
haushaltspolitische Sprecher der 
SPD-Fraktion Johannes Kahrs. 
„Das alles schaffen wir ohne 
neue Schulden.“ ■

Meldung

FAQ: Wer kommt, wer darf bleiben?
Woher kommen die Flüchtlinge?

Die meisten Flüchtlinge kommen 
derzeit aus Syrien nach Deutschland. 
Sie fliehen direkt aus ihrem Land oder 
kommen aus den Flüchtlingslagern in 
den umliegenden Staaten. 2015 stellen 
sie bisher gut ein Drittel aller regist-
rierten Flüchtlinge in Deutschland. Seit 
der zweiten Jahreshälfte nimmt ihr 
rela tiver Anteil weiter zu, auch weil 
die Zahl von Flüchtlingen aus den Bal-
kan-Staaten deutlich abgenommen 
hat. Im Oktober kamen über 50 Pro-
zent der Flüchtlinge aus Syrien. 

Wer bekommt Asyl in Deutschland?
Nach Artikel 16a des Grundgesetzes 

hat jeder politisch Verfolgte in Deutsch-
land das Recht auf Asyl. Damit ist aller-
dings nur staatliche Verfolgung ge-
meint. Die Menschen, die vor Bürger-
 kriegen aus Syrien oder dem Irak flüch-
ten, werden hingegen fast ausschließ-
lich als Flüchtlinge nach der Genfer 
Flüchtlingskonvention anerkannt. Da-
nach ist ein Flüchtling eine Person, die 

sich außerhalb ihres Heimatlandes 
befindet, weil ihr dort aufgrund ihrer 
Ethnie, Religion, Nationalität, politi-
schen Überzeugung oder Zugehörig-
keit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe Verfolgung droht. Sowohl 
Flüchtlinge wie auch Asylberechtigte 
erhalten ein Aufenthaltsrecht für drei 
Jahre. Daneben können Menschen 
auch als „subsidiär “ Schutzberechtigte 
anerkannt werden, wenn ihnen in 
ihren Heimatländern zum Beispiel die 
Todesstrafe oder Folter drohen. Sie be-
kommen eine Aufenthaltserlaubnis 
von einem Jahr.

Wer wird anerkannt?
Menschen, die vor dem Bürgerkrieg 

in Syrien nach Deutschland fliehen, 
haben derzeit eine nahezu hundertpro-
zentige Chance auf Anerkennung. Ho-
he Anerkennungsquoten haben auch 
Menschen aus dem Irak (90 Prozent) 
und Eritrea (83 Prozent). Asylbewerber 
aus den Balkanstaaten haben prak-
tisch keine Chance auf Anerkennung. ■

Unter den Flüchtlingen, die bei 
uns ankommen, sind auch viele 
Kinder und Jugendliche, die ohne 
Begleitung eines Erwachsenen vor 
Krieg und Chaos in ihren Heimat-
ländern geflüchtet sind. 

Gerade sie brauchen besonderen 
Schutz und eine intensive Betreuung. 
Mit einem Gesetz hat der Bundestag 
jetzt eine bessere Versorgung dieser 
Kinder und Jugendlichen beschlossen. 

„Kinder und Jugendliche brauchen 
unsere besondere Hilfe und Unterstüt-
zung. Das gilt gerade für jene, die ohne 
Familie zu uns kommen“, sagt Bundes-
familienministerin Manuela Schwesig. 

Bislang waren für sie die Jugend-
ämter und Jugendhilfen in den weni-
gen Kommunen zuständig, in denen 
die Kinder und Jugendlichen zum ers-
ten Mal registriert wurden. Diese sind 
jedoch mit den vielen Ankommenden 
überlastet und können eine dem Kin-
deswohl entsprechende Unterbrin-
gung und Betreuung nicht mehr garan-
tieren.

Seit dem 1. November gibt es für 
diese Fälle eine bundesweite Aufnah-
mepflicht. Es wird bundesweit koordi-
niert, wie Kinder und Jugendliche 
untergebracht, versorgt und be-
treut werden. 

Konkret: Statt einiger weniger 
Kommunen müssen sich jetzt alle an 
der Versorgung beteiligen. Die Kom-
munen, die in den letzten Monaten 
besonders viele Kinder und Jugend-
liche aufgenommen haben, werden 
entlastet. Der Bund wird sich mit 350 
Millionen Euro jährlich an der Finan-
zierung beteiligen. 

Das Bundesprogramm „Willkom-
men in Deutschland“ wird die Umset-
zung des Gesetzes begleiten. Das mit 
12 Millionen Euro ausgestattete Pro-
gramm trägt ganz konkret dazu bei, 
die Lebenssituation von jungen 
Flüchtlingen zu verbessern. Kommu-
nen erhalten Beratungsangebote für 
Jugendämter, Unterstützung beim 
Aufbau lokaler Netzwerke und Quali-
fizierungsangebote. ■

Kinder und Jugendliche integrieren

Vor diesem Hintergrund sieht Op-
permann auch die vielen Flüchtlinge, 
die derzeit zu uns kommen, nicht nur 
als Belastung, sondern auch als Chance. 
Die Hälfte der Ankommenden sei 
unter 25 Jahre. „Wir dürfen nicht den 
Fehler machen, sie nur unterzubringen. 
Wir müssen sie integrieren und massiv 
in Sprachkurse, Bildung und Ausbil-
dung investieren.“ ■
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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser, 
die brutalen Attentate von Paris 
richten sich nicht gegen ein 
einzelnes Land, sondern gegen die 
freiheitliche Gesellschaft und 
unseren Lebensstil. In tiefer Trauer 
denken wir an die Opfer und ihre 
Familien. Und wir sagen allen 
Franzosen: Wir stehen fest an 
Eurer Seite! Frankreich lässt sich 
von den Mördern des IS nicht ein-
schüchtern und gibt die offene Ge-
sellschaft nicht preis. Schon kurz 
nach den Anschlägen besuchten 
die Menschen in Paris wieder Cafés 
und Restaurants. Denn täten sie es 
nicht, hätten die Terroristen ihr 
Ziel erreicht: Sie wollen Angst in 
unsere Gesellschaften tragen und 
den Zusammenhalt zerstören. 
Am Ende sollen sich Muslime und 
Nicht-Muslime feindlich gegen-
überstehen. Genau deshalb dürfen 
wir nicht zulassen, wenn die 
Flüchtlinge in Deutschland mit 
dem IS in Verbindung gebracht 
werden. In Wirklichkeit sind die 
Flüchtlinge vor derselben Terror-
bande geflohen, die Europa am 
13. November angegriffen hat. 
Der französische Präsident hat 
nach den Anschlägen besonnen 
reagiert. Gemeinsam mit der 
Staatengemeinschaft wird Frank-
reich den Kampf gegen die 
Dschihadisten entschlossen fort-
setzen. Wir werden unseren 
wichtigsten europäischen Partner 
dabei nach Kräften unterstützen. 
Besonders wichtig: Wir müssen die 
Allianz gegen den IS vergrößern 
und endlich eine politische Lösung 
für Syrien erreichen. Zugleich tun 
wir alles, um die Sicherheit in 
Deutschland zu gewährleisten. So 
hat die SPD-Fraktion durchgesetzt, 
dass die Bundepolizei 3.000 neue 
Stellen erhält. Auf diesen Erfolg 
können wir stolz sein! Die Anschläge 
treffen Europa in einer Zeit, in der 
die nationalen Fliehkräfte zuge-
nommen haben. Die Terroristen 
wissen das. Sie wollen Europa spal-
ten. Unsere Antwort muss daher 
sein, wieder enger zusammenzu-
rücken. Paris muss ein Moment 
der Einigung Europas werden. ■
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Thomas Oppermann, Vorsitzender 
der SPD-Bundestagsfraktion. 

Verfahren ordnen
• • Der Bund übernimmt die Vertei-

lung der Asylbewerber auf die Länder 
und richtet „Wartezentren“ für Neuan-
kömmlinge ein. Verteilt werden die 
Flüchtlinge nach dem „Königsteiner 
Schlüssel“, das heißt entsprechend der 
Einwohnerzahl und des Steueraufkom-
mens der Bundesländer. 

• • Das zuständige Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) erhält 
4.000 zusätzliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. 

• • Für Asylsuchende aus Ländern wie 
Syrien oder dem Irak gibt es beschleu-
nigte Asylverfahren, da sie in der Regel 
als Flüchtlinge anerkannt werden. Bei 
ihnen erfolgt weiterhin eine Sicherheits- 
und Identitätsprüfung, die persönliche 
Anhörung entfällt, sie erfolgt schriftlich. 
Auch Anträge aus den Westbalkan-
Staaten werden schneller bearbeitet, 
da sie kaum eine Chance auf Anerken-
nung haben. 

• • Asylbewerber können verpflichtet 
werden, bis zu sechs Monate (statt bisher 
drei) in ihrer zugewiesenen Erstauf-
nahmeeinrichtung zu bleiben. Men-
schen aus sicheren Herkunfts staaten 
sollen künftig auch darüber hinaus bis 
zum Abschluss ihres Verfahrens in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen bleiben. Ziel 
ist es, nur Menschen mit Bleibeperspe-
kitve auf die Kommunen zu verteilen. 

• • Um Fehlanreize zu beseitigen, wird 
der Bargeldbedarf in den Erstaufnah-
meeinrichtungen so weit wie möglich 
durch Sachleistungen ersetzt.

• • Asylanträge von Bewerbern aus 
sicheren Herkunftsstaaten sollen künf-
tig in speziellen Aufnahmeeinrichtun-
gen bearbeitet werden und innerhalb 
von maximal drei Wochen abgeschlos-
sen sein. Menschen ohne Bleiberecht 
werden direkt aus der Aufnahmeein-
richtung in ihre Heimat zurückgeführt. 

• • Für Asylbewerber aus sicheren 
Herkunftsstaaten gilt künftig eine ver-
schärfte Residenzpflicht. Sie dürfen die 
Städte oder Landkreise ihrer Aufnahme-
einrichtung nicht verlassen. 

• • Der Bundestag hat seit 2014 sechs 
Balkanstaaten als sichere Herkunfts-
länder eingestuft.

• • Alle Asylbewerber erhalten künftig 
einen einheitlichen Ausweis und werden 
in einer Datenbank registriert. Damit 
beendet die Koalition das Nebenein-
ander von nichtkompatiblen Daten-
systemen und Erfassungsverfahren. 

Verfahren beschleunigen, 
Integration vorantreiben
Mit zahlreichen Maßnahmen bringt die Koalition Ordnung in die 
Flüchtlingspolitik. Eine Übersicht.

Gut versorgen
• • Um die Versorgung der Flücht-

linge in den Kommunen zu sichern, 
hat der Bund die Hilfe für Länder 
und Kommunen für das Jahr 2015 
auf zwei Milliarden Euro verdoppelt. 

• • Ab 2016 erhalten die Länder 
eine monatliche Pauschale von 670 
Euro pro Asylbewerber für die Dau-
er des Verfahrens zuzüglich einem 
Monat im Fall der Ablehnung. Für 
die Betreuung von unbegleiteten 
Kindern und Jugendlichen bekom-
men die Länder jährlich 350 Millio-
nen Euro.

• • 500 Millionen Euro jährlich 
stellt der Bund den Ländern in den 
kommenden Jahren für den sozia-
len Wohnungsbau zusätzlich bereit. 
Zudem wird der Bund eigene Immo-
bilien schnell und günstig zur Ver-
fügung stellen. Außerdem unter-
stützt der Bund die Länder verstärkt 
beim Aufbau von Erstaufnahme-
plätzen. 

• • Die Länder können für Asylbe-
werber eine elektronische Gesund-
heitskarte einführen. Die Kosten 
werden von der öffentlichen Hand 
getragen. ■

Besser integrieren
• • Für Asylbewerber und Geduldete 

mit guter Bleibeperspektive werden 
die Integrationskurse geöffnet, damit 
erhalten sie Zugang zu intensivem 
Sprach- und Orientierungsunterricht. 

• • Asylbewerber und Geduldete kön-
nen sich schon nach drei Monaten um 
einen regulären Job bewerben – vor-
ausgesetzt es gibt keine geeigneten Be-
werber mit deutscher oder EU-Natio-
nalität. Bisher war dies erst nach neun 
bzw. zwölf Monaten der Fall. 

Die Vorrangprüfung entfällt nach 
15 Monaten Aufenthalt – für Mangel-
berufe, hochqualifizierte und akademi-
sche Tätigkeiten bereits nach drei 
Monaten.

• • Das Leiharbeitsverbot entfällt für 
Fachkräfte unter Asylbewerbern und 
Geduldeten schon nach drei Monaten. 
Für Geringqualifizierte gilt das Verbot 
für 15 Monate. 

• • Menschen vom Westbalkan kön-
nen abseits des Asylverfahrens leichter 
nach Deutschland kommen, um hier 
zu leben und zu arbeiten. 

Voraussetzung dafür ist, dass sie 
einen Arbeits- oder Ausbildungsver-
trag mit tarifvertraglichen Bedingun-
gen vorweisen können und in den zwei 
Jahren davor nicht als Asylbewerber in 
Deutschland gewesen sind. 

Immer mehr Menschen kommen nach Deutschland und beantragen Asyl.

Mehr Infos zu allen Themen: 

www.spdfraktion.de
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wo die humanitäre Lage anhaltend 
katastrophal ist. Deren Zahl beläuft 
sich nach UN-Angaben mittlerweile 
auf 4,3 Millionen, darunter mehr als 
zwei Millionen Kinder. Hinzu kommen 
noch 6,5 Millionen Binnenflüchtlinge. 
Dabei sind Kriege kein Naturgesetz, 
sondern immer von Menschen ge-
macht und sie müssen auch von Men-
schen befriedet werden. 

Was können Deutschland und die 
EU dafür tun?

Kurzfristig geht es vor allem um hu-
manitäre Hilfe und darum, die Hilfsor-
ganisationen vor Ort in den Flücht-
lingslagern zu unterstützen. Deshalb 
haben wir in diesem Jahr nochmal un-
sere Mittel für die humanitäre Hilfe 
erhöht. Seit 2012 hat Deutschland über 
1 Milliarde Euro zur Verfügung ge-
stellt. Und für 2015 bis 2017 werden 
wir diese Summe nochmal um 500 
Millionen Euro anheben. Wichtig ist 
jedoch, dass die Länder, die sich zu hu-
manitärer Hilfe verpflichtet haben, 
diese Mittel dann letztlich auch bereit-
stellen und nicht nur ankündigen, die-
ses zu tun. Und diese Mittel müssen 
zielgerichtet ankommen. Dafür müs-
sen wir stärker als bisher direkt mit 

den Hilfsorganisationen vor Ort 
schnell und unbürokratisch zusam-
menarbeiten.

Wohin fließen die Mittel konkret?

Die Mittel gehen vor allem an die 
Hilfsorganisationen der Vereinten Na-
tionen, die vor Ort in den Flüchtlingsla-
gern Essenrationen und Medikamente 
austeilen, aber auch versuchen, Bil-
dungsangebote bereit zu stellen. Wir 
müssen zudem den unmittelbaren 
Nachbarländern Syriens und des Irak 
dabei helfen, die große Zahl von Flücht-
lingen so gut wie möglich zu versorgen 
und zu integrieren. Allein der Libanon 
hat – bei gerade mal 5 Millionen Ein-
wohnern – über eine Million Flüchtlin-
ge aufgenommen und in der Türkei 
sind 2,2 Millionen Flüchtlinge regist-
riert. Diese Zahlen zeigen, welche hu-
manitären aber auch logistischen Her-
ausforderungen hier noch vor uns 
liegen.

Welche Hilfen können wir lang-
fristig leisten?

Langfristig können wir mit den Mit-
teln aus der Entwicklungszusammen-
arbeit vieles tun, indem wir Infrastruk-
tur aufbauen, indem wir die Angebote 
im Bildungs- und Gesundheitsbereich 
verbessern und indem wir die Institu-
tionen vor Ort bei der Bewältigung der 
Situation unterstützen. 

So wichtig humanitäre Hilfen sind, 
sie werden keine Kriege wie den 
Syrien-Konflikt befrieden. Worum 
geht es bei diesem Konflikt? 

Es geht hier einmal um einen inne-
ren Machtkonflikt mit unterschiedli-
chen Gruppen, die sich teilweise 
religiös oder ethnisch definieren und 
manchmal auch nur einer Bürger-
kriegslogik von Drogen-, Menschen-
handel und vielem anderen folgen. 
Außerdem haben sich auswärtige Ak-
teure dieser Gruppen bemächtigt, dar-
unter Saudi-Arabien, Katar und vor 
allem der Iran, der sich über die libane-
sische Hisbollah in Syrien direkt an der 
Seite Assads an den Kriegshandlungen 
beteiligt. Hinzu kommen die Groß-
mächte USA und Russland, die in einer 
Art Stellvertreterkrieg ebenfalls auf 

„Fluchtursachen bekämpfen“ lautet 
eine zentrale Forderung, wenn der-
zeit über Flüchtlingspolitik ge-
sprochen wird. Was ist damit 
genau gemeint?

Der Ausdruck „Fluchtursachen be-
kämpfen“ klingt aus meiner Sicht sehr 
technisch. Es ist ja ein ganzes Bündel 
von Ursachen, das Menschen dazu 
bringt, zu flüchten. Sie sind auf der 
Flucht aufgrund von wirtschaftlichen 
Krisen, Umwelteinflüssen und auf-
grund von Kriegen. 

Derzeit sind 60 Millionen Men-
schen weltweit auf der Flucht, davon 
sind mehr als die Hälfte sogenannte 
Binnenflüchtlinge, sie fliehen also in-
nerhalb ihrer Länder. Wir in Europa 
sind derzeit zu einem großen Teil mit 
Flüchtlingen aus Syrien konfrontiert, 

Der Syrien-Konflikt sei nur sehr schwer einzugrenzen, sagt SPD-Fraktions-
vize Rolf Mützenich. „Wir müssen aber jede Möglichkeit nutzen.“ 
Im Interview erklärt er, warum sich so viele Menschen auf der Flucht 
befinden und fordert mehr Solidarität von den EU-Mitgliedstaaten.
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»Kriege müssen von 
Menschen befriedet werden«

„Derzeit befinden 
sich 60 Millionen 
Menschen weltweit 
auf der Flucht“

„Kurzfristig geht es 
vor allem um 
humanitäre Hilfe“



fang sein. Es wird, fürchte ich, noch 
sehr lange dauern, um hier auf der dip-
lomatischen Ebene zu einem Waffen-
stillstand oder gar zu einer Friedenslö-
sung zu kommen. 

Eine Schlüsselrolle für die Flucht-
bewegungen nach Europa spielt 
die Türkei, die sich innenpolitisch 
unter Präsident Erdogan aber eher 
weg von Europa bewegt. Wie pro-
blematisch ist das in der Zusam-
menarbeit?

Das ist sehr problematisch. Der ak-
tuelle Fortschrittsbericht der EU zeigt, 
dass die Türkei derzeit eher Rückschrit-
te im Bereich der Menschenrechte, 
Pressefreiheit und sozialer Gerechtig-
keit macht. Erdogan ist ein Präsident, 
der nicht zum Zusammenwachsen, 
sondern zur Spaltung des Landes bei-
trägt. Das macht eine Zusammenar-
beit mit der Türkei auch in der Flücht-
lingsfrage sehr schwierig. Zugleich ist 
sie unabdingbar, da das Land die mit 
Abstand größte Zahl von Flüchtlingen 
aus Syrien, nämlich 2,2 Millionen, auf-
genommen hat. Es ist eine paradoxe 
Situation: Gerade die Unionsparteien 
haben ja in den vergangenen Jahren 
eine Annäherung zwischen der EU 
und der Türkei verhindert. Erst jetzt er-
kennen sie, wie wichtig und zentral 
die Türkei für die europäische Sicher-
heit und für die Lösung der Flücht-
lingsfrage ist und wollen nun plötzlich 
auf Erdogan zugehen. 

Was bedeutet die innenpolitische 
Situation für die Zusammen-
arbeit?

Die Zusammenarbeit mit der Türkei 
wird natürlich nicht einfacher. Aber 
wir müssen damit umgehen. Vor allem 

sollten wir uns konkret auf die Verbes-
serung der Lebensbedingungen der 
Flüchtlinge, die derzeit in der Türkei 

leben oder noch dorthin kommen, kon-
zentrieren. Natürlich müssen wir die 
Türkei dabei unterstützen, die Versor-
gung der vielen Flüchtlinge im Land 
humanitär und sozial so gut wie mög-
lich zu bewältigen. Auch wenn wir 
über das Finanzielle hinaus um Hilfe 
gebeten werden, etwa um technische 
Hilfe, dann sollten wir das tun. Dort wo 
es aber unterschiedliche politische 
Auffassungen zwischen uns und der 
Türkei in Fragen der Demokratie, der 
Menschenrechte oder der Pressefrei-
heit gibt, sollten wir diese ganz klar be-
nennen. 

Setzt Europa derzeit mehr auf Sta-
bilität als auf Demokratie in Zu-
sammenarbeit mit anderen 
Ländern?

Davor würde ich warnen. Es ent-
spricht aber auch nicht der Realität. 
Wir haben ein großes Interesse daran, 
dass die Türkei demokratischer wird. 
Wir haben ein großes Interesse, dass 
das Land nicht entlang ethnischer und 
religiöser Minderheiten und Mehrhei-
ten gespalten wird. Wir haben das In-
teresse, das sich auch in der arabischen 
Welt insgesamt demokratische Kräfte 

stärker bemerkbar machen, wir för-
dern Tunesien in seinem Umbaupro-
zess. Demokratieförderung schließt 
aber nicht aus, dass wir auch an Stabi-
lität interessiert sind, im Gegenteil: Ich 
bin fest davon überzeugt, dass langfris-
tig mehr Demokratien auch zu mehr 
Stabilität führen werden.

Europa war immer ein Projekt der 
offenen Grenzen. Jetzt wird disku-
tiert über Grenzschließungen 
nach außen und innen. Wie sehen 
Sie diese Entwicklung? 

Die derzeitige Krise ist eine große 
gesamteuropäische Herausforderung, 
die leider nicht gemeinsam von allen 
angegangen wird, da die Mitgliedslän-
der der EU ihre Interessen ganz unter-

schiedlich definieren. Dass nur einzel-
ne Länder wie Deutschland oder 
Schweden die Hauptlast bei der Flücht-
lingsaufnahme tragen, entspricht 
nicht meinem Verständnis von europä-
ischer Solidarität. Die Mitgliedstaaten 
können nicht auf der einen Seite von 
den Regionalisierungsfonds der EU 
profitieren und auf der anderen Seite 
Solidarität bei der Aufnahme von 
Flüchtlingen verweigern. Das sollte 
man vor allem den osteuropäischen 
Mitgliedsländern viel deutlicher klar 
machen. Hier hat auch die Bundes-
kanzlerin eine große Verantwortung.

Welche Möglichkeiten gibt es, die 
Länder zu mehr Solidarität zu be-
wegen?

Man muss bestimmte Hilfsleistun-
gen an die Bereitschaft zur Flüchtlings-
aufnahme koppeln, wie es ja auch 
Kommissionspräsident Juncker vorge-
schlagen hat. Denn Appelle helfen 
scheinbar nicht mehr. Grundsätzlich 
müssen wir aber auch einen deutlich 
schärferen Ton bei Regierungen an-
schlagen, die generell gegen europäi-
sche Werte verstoßen. Ein Gespräch 
reicht eben nicht aus, um beispielswei-
se dem ungarischen Regierungschef 
Victor Orban klar zu machen, dass 
seine Regierung mit Konsequenzen zu 
rechnen hat, wenn sie europäische 
Grundsätze und Werte missachtet. ■

unterschiedlichen Seiten unterwegs 
sind – Russland mittlerweile sogar mit 
eigenen Bodentruppen. 

Das klingt nicht danach, dass die-
ser Konflikt in absehbarer Zeit zu 
lösen ist. Wo kann man auf diplo-
matischer Ebene ansetzen?

Dieser Konflikt ist brutal und rück-
sichtslos gegenüber der Zivilbevölke-
rung. Mit dem Einsatz von Fassbom-
ben oder chemischen Kampfstoffen 
werden internationale Vereinbarun-
gen wie die Genfer Konvention gebro-
chen. Ich glaube in der Tat, dass dieser 
Konflikt nur sehr schwer einzugrenzen 
ist. Wir müssen aber jede Möglichkeit 
nutzen. Umso mehr unterstützen wir 
die Bemühungen des Beauftragten der 
Vereinten Nationen, Staffan de Mistu-

ra. Er versucht in Syrien, mit lokalen 
Waffenruhen humanitäre Hilfe zu er-
möglichen und daraus vielleicht lang-
fristig auch einen generellen Waffen-
stillstand zu entwickeln. Außerdem 
bin ich sehr dankbar dafür, dass Au-
ßenminister Frank-Walter Steinmeier 
erfolgreich dafür geworben hat, dass 
sich die USA und Russland über ihre 
gemeinsamen Interessen in Syrien ver-
ständigen. Und jetzt sitzen erstmalig 
auch der Iran und Saudi-Arabien mit 
am Tisch. Dies kann aber nur ein An-

„Der Syrien-Konflikt 
ist brutal und rück-
sichtslos gegenüber 
der Bevölkerung“

„Wir müssen die 
Türkei bei der Flücht-
lingsversorgung 
unterstützen“

Zur Person

Dr. Rolf Mützenich (56) ist seit 
2002 Mitglied des Bundestages. 
Sein Fachgebiet ist die Außen- 
und Sicherheitspolitik. 

Der promovierte Politikwissen-
schaftler war zwischen 2009 
und 2013 außenpolitischer 
Sprecher der SPD-Fraktion. Seit 
2013 ist der Kölner stellvertre-
tender Fraktionsvorsitzender 
und als solcher zuständig für 
Außen-, Verteidigungs- und 
Menschenrechtspolitik. 

Rolf Mützenich ist stets als 
direkt gewählter Abgeordneter 
des Wahlkreises Köln III in den 
Bundestag eingezogen. ■

„Mehr Demokratien 
führen immer auch zu 
mehr Stabilität“

 Im Gespräch // 5 

Rolf Mützenich: „Europas Werte und Grundsätze dürfen nicht missachtet werden.“

Mehr Infos zu allen Themen: 

www.spdfraktion.de



6 // Bildung

einer guten Bildung und Betreuung in 
Kitas und Schulen lernen die Kinder 
und Jugendlichen schnell Deutsch. Nur 
dann können sie einen Schulabschluss 
und eine Ausbildung machen. Und zu 
Fachkräften werden, die zum Wohl-
stand des Landes beitragen.

Um diese Herausforderung zu be-
wältigen, muss das Bildungssystem 
neu aufgestellt werden – qualitativ 

Jeder zweite Asylbewerber ist jün-
ger als 25 Jahre. Mindestens 325.000 
schulpflichtige Kinder und Jugendliche 
kommen zu uns. Die GEW rechnet für 
den Kitabereich mit bis zu 100.000 Kin-
dern. Allein diese Zahlen machen deut-
lich, dass das Bildungswesen in den 
kommenden Jahren eine Schlüsselrolle 
bei der Integration von hunderttausen-
den Flüchtlingen spielen wird. Nur mit 
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Die zahlreichen Flüchtlinge stellen auch das 
Bildungssystem vor neue Herausforderungen.

Bildungspolitik
braucht Wende

10 Jahre Online-
Petitionen

Öffentliche Petitionen bringen 
Themen von der Straße in den 
Bundestag. Sie beteiligen die 
Menschen direkt an der politi-
schen Willensbildung. Seit zehn 
Jahren haben Bürgerinnen und 
Bürger auch die Möglichkeit, 
beim Bundestag eine Online-Pe-
tition einzureichen. Online-Peti-
tionen ergänzen das direkte und 
urdemokratische Petitionsrecht 
um die Möglichkeiten der Tech-
nik. „Öffentliche Petitionen 
haben die parlamentarische Ar-
beit und die Demokratie verän-
dert. Sie platzieren Themen 
direkt in den Petitionsausschuss 
hinein und zwingen die Politik, 
sich mit den Themen zu be-
schäftigen“, sagt der Sprecher 
der SPD-Fraktionsarbeitsgruppe 
Petitionen Stefan Schwarze. Als 
Beispiel nennt er die Petition 
gegen die Indizierung und Sper-
rung von Internetseiten, die 
mehr als 134.000 Menschen un-
terzeichnet hätten. Die SPD-
Bundestagsfraktion sieht in 
Petitionen noch mehr politi-
sches Potenzial. Ihre Bedeutung 
in der Parlamentsarbeit steigt. 
Sie führen zu Gesetzesänderun-
gen. Sie sind ein politisches Inst-
rument der Bürgerbeteiligung. 
Deshalb will die SPD-Fraktion 
das parlamentarische Petitions-
recht weiterentwickeln. ■

Die SPD-Bundestagsfraktion will das Bildungswesen neu aufstellen.

Meldungen
und auch quantitativ. Es bedarf nicht 
weniger als einer bildungspolitischen 
Wende. Mit einem 14-Punkte-Papier 
macht die SPD-Fraktion Vorschläge, 
wie diese Wende aussehen soll. 

Kooperationsverbot abschaffen
Zentral dabei: die Abschaffung des 

Kooperationsverbotes. Es verhindert 
derzeit, dass der Bund sich finanziell 
am Ausbau von Schulen beteiligt. „Wir 
können es uns nicht mehr leisten, dass 
der Bund nur bei Naturkatastrophen 
oder Finanzkrisen, aber nicht in Schu-
len investieren darf“, heißt es dazu in 
dem Papier.

Das Kooperationsverbot im Grund-
gesetz müsse endlich abgeschafft 
werden, fordert SPD-Fraktionsvize 
Hubertus Heil. „Nur dann kann der 
Bund seinen Schwerpunkt auf die frü-
hen Bildungsphasen legen, denn in 
der Kita und der Grundschule wird 
die Basis für eine erfolgreiche Bil-
dungsbiografie gelegt.“

Eine Chance für alle
Weitere Forderungen des Positions-

papiers: mehr Kita-Plätze, eine Quali-
tätsoffensive für frühkindliche Bildung, 
mehr Ganztagsplätze an Grund-
schulen, ein Ausbau der Schulsozial-
arbeit und generell mehr Betreuungs- 
und Lehrkräfte. Die bildungspolitische 
Wende sei der Weg, Integration, sozia-
len Aufstieg und gesellschaftlichen 
Fortschritt miteinander zu verbinden, 
schreiben die Sozialdemokraten. „Sie 
ist eine Chance für alle: für die, die 
schon hier sind, und die, die hier blei-
ben werden.“■

Hochschulen: Prekäre Beschäftigung eindämmen
Das Wissenschaftszeitvertrags-

gesetz (WissZeitVG) erlaubt den 
Hochschulen Sonderregelungen bei 
der Ausgestaltung von Beschäfti-
gungsverhältnissen wissenschaft-
licher Beschäftigter. 

Der Grund: Gerade im wissen-
schaftlichen Nachwuchsbereich brau-
chen Universitäten eine gewisse Flexi-
bilität. Allerdings ist prekäre Be-
 schäftigung an deutschen Hochschu-
len mittlerweile die Regel. Laut Deut-
schem Gewerkschaftsbund (DGB) ar-
beiten 90 Prozent der wissenschaft  -
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter an deutschen Hochschulen mit be-
fristeten Arbeitsverträgen. Mehr als 
die Hälfte der Doktoranden besitzt Ar-
beitsverträge mit einer Laufzeit von 
unter einem Jahr. 

Mit einem Gesetz will die Koalition 
diesen Fehlentwicklungen der Befris-
tungspraxis entgegenwirken. Künftig 
soll sich die Dauer einer Befristung an 
der angestrebten Qualifizierung orien-

tieren. Verträge für Doktoranden sollen 
dann für den gesamten Zeitraum der 
Promotion gelten. Ebenso soll das Ge-
setz ausschließlich für wissenschaftli-
ches Personal gelten. Für nicht-wissen-
schaftliche Beschäftigte gilt dann das 
Teilzeit- und Befristungsgesetz, so wie 
für alle anderen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer auch.

„Das Gesetz wird die Situation der in 
der Wissenschaft Beschäftigten deut-
lich verbessern“, sagt die zuständige 
Berichterstatterin der SPD-Bundes-
tagsfraktion Simone Raatz. Es führe zu 
mehr Kalkulierbarkeit und Verlässlich-
keit in der Arbeitsplanung und Lebens-
führung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses. SPD-Fraktionsvize Hubertus 

Heil nennt das Gesetz „ein wichtiges, 
gutes Signal an die vielen jungen Men-
schen in der Wissenschaft, die hervor-
ragende Arbeit leisten und sich den-
noch über Jahrzehnte von einem 
Jahresvertrag zum anderen durchhan-
geln müssen.“ Künftig werde es für Ar-
beitgeber deutlich schwerer, Vertrags-
laufzeiten willkürlich und ohne Grund 
kurz zu halten. 

DGB: Gesetz ist wichtiger Schritt
Ähnlich sehen es die Gewerk-

schaften. Der vorliegende Gesetzent-
wurf sei ein erster, wichtiger Schritt, 
sagt die stellvertretende DGB-Vorsit-
zende Elke Hannack. „Exzellente Wis-
senschaft braucht exzellente Arbeits-
bedingungen.“ Dafür müsse die 
Bundesregierung das Gesetz wieder 
auf seine ursprüngliche Aufgabe zu-
rückführen. „Ziel ist es, die Befristung 
von Arbeitsverträgen zu regeln, die 
einer wissenschaftlichen Qualifizie-
rung dienen soll.“ ■

An deutschen Hochschulen sind prekäre Beschäftigungsverhältnisse die Regel.
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Meldungen

Gegen Korruption im 
Gesundheitswesen

Korruption im Gesundheitswe-
sen beeinträchtigt den Wettbe-
werb, verteuert medizinische 
Leistungen und untergräbt das 
Vertrauen von Patientinnen und 
Patienten in ärztliche Entschei-
dungen. Seit Jahren fordert die 
SPD-Bundestagsfraktion des-
halb, stärker dagegen vorzuge-
hen. Jetzt hat der Bundestag in 
erster Lesung einen entsprechen-
den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung beraten. Das geltende 
Recht erfasst derzeit nicht alle 
Formen unzulässiger Einfluss-
nahme im Gesundheitswesen. 
Niedergelassene Vertragsärzte 
können zum Beispiel nicht für 
korruptes Verhalten belangt 
werden. 
Künftig sollen Bestechlichkeit 
sowie Bestechung im Gesund-
heitswesen unter Strafe stehen. 
Damit machen sich zum Beispiel 
niedergelassene Vertragsärzte 
künftig strafbar, wenn sie Beste-
chungsgelder annehmen, etwa 
um bestimmte Arzneimittel zu 
verschreiben. ■

Verbraucherschutz 
stärken

Die Große Koalition will den Ver-
braucherschutz bei Immobilien- 
und Dispokrediten stärken. Mit 
einem Gesetzentwurf der Bun-
desregierung soll die EU-Richtli-
nie über Wohnimmobilien-
 kreditverträge für Verbraucher 
umgesetzt werden. 
Künftig müssen Verbraucherin-
nen und Verbraucher vor dem 
Abschluss eines Kreditvertrages 
umfassender über die Inhalte 
des Angebots informiert werden. 
Zudem wird ein Vertragsab-
schluss ohne Überprüfung der 
Kreditwürdigkeit verboten. Da-
durch sollen unverantwortliche 
Kreditvergaben unterbunden 
werden. 
Ein Problem für viele Verbrau-
cherinnen und Verbraucher sind 
zudem überzogene Dispositions-
zinsen (Dispo) der Banken. Künf-
tig müssen Finanzinstitute ihre 
Kunden in einem Gespräch über 
günstigere Alternativen infor-
mieren, wenn sie den Dispo ihres 
Kontos regelmäßig und in er-
heblichem Maße in Anspruch 
nehmen. ■FO

TO
S:

 S
P

D
FR

A
K

TI
O

N
.D

E 
/ 

A
N

D
R

EA
S 

A
M

A
N

N

Die Digitalisierung schreitet voran. 
Sie hat die Kommunikation der Men-
schen revolutioniert, jetzt vernetzt sie 
Produktion, Arbeitsprozesse und Logis-
tik. Auf ihrem 2. Netzpolitischen Kon-
gress unter dem Motto „Digital ist bes-
ser?!“ diskutierte die SPD-Fraktion mit 
Experten und Gästen über Chancen 
und Risiken dieser Entwicklung. Die 
SPD-Fraktion habe beim Thema Digita-
lisierung eine optimistische Haltung, 

„ohne dass wir die Risiken ausblenden“, 
sagte der netzpolitische Sprecher der 
SPD-Fraktion Lars Klingbeil.

Auch Bundesarbeitsministerin An-
drea Nahles versteht Digitalisierung 
vor allem als „Chance“. Der Einsatz von 
Robotic könne nicht nur Effizienzstei-
gerung bringen, sondern auch bessere 
Arbeitsbedingungen ermöglichen und 
selbstbestimmtere Arbeitszeitmodelle 
erleichtern. Gleichzeitig werfe der digi-
tale Wandel auch Verteilungsfragen 
auf. In Zeiten von Automatisierungen 
müsse über Qualifizierungsmaßnah-
men, tarifvertragliche Strukturen oder 
Beschäftigtendatenschutz neu nachge-
dacht werden. Nicht alles könne man 
jedoch gesetzlich regeln, sagte Nahles.

Die SPD-Fraktion will aus der Digitalisierung eine Chance machen – 
für gesellschaftlichen Fortschritt und im Sinne der Beschäftigten.

Digitalisierung gestalten

„So viel Gesetzgebung wie nötig und 
so viel Sozialpartnerschaft wie mög-
lich“, brachte es SPD-Fraktionsvizin
 Carola Reimann auf den Punkt. 

Das Internet kennt keine Grenzen
Ein Problem bei nationalen Geset-

zen: Das Internet kennt keine Grenzen. 
„Manche Fragen der Digitalisierung 
können wir gar nicht nationalstaatlich 
regeln“, sagte Lothar Schröder, Mit-
glied des ver.di-Bundesvorstandes. 

Neue Regeln und Konzepte seien den-
noch auch in Deutschland erforderlich, 
vor allem im Bereich Arbeitsschutz 
und bei der Aus- und Weiterbildung.

Das Fazit des Kongresses: Niemand 
kann vorhersehen, wie die Digitalisie-
rung unseren Alltag, die Arbeitswelt 
und Wirtschaft verändern wird. Klar ist 
aber: Damit technologischer Fort-
schritt zu gesamtgesellschaftlichem 
Fortschritt wird, muss die Digitalisie-
rung „gestaltet“ werden. ■

Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles sieht in der Digitalisierung große Chancen. 

Die SPD-Bundestagsfraktion will 
die Lebenslage von Menschen mit 
Behinderungen verbessern. 

Dafür stehen die Sozialdemokraten 
in regelmäßigem Austausch mit Werk-
statträten, den Vertreterinnen und Ver-
tretern der Beschäftigten in den Werk-
stätten für behinderte Menschen. 280 
von ihnen sind jetzt zur 10. Werkstatt-
rätekonferenz nach Berlin gekommen. 
Dabei ging es um das Bundesteilhabe-
gesetz und die Änderungen der Werk-
stätten-Mitwirkungsverordnung. 

Unsere Gesellschaft sei noch lange 

keine inklusive Gesellschaft, sagte Bun-
desarbeitsministerin Andrea Nahles. 
Gerade Menschen mit Einschränkun-
gen, die auch auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt arbeiten könnten, würden 
zu wenig unterstützt. Hier müssten 
auch die Berater der Bundesagentur für 
Arbeit mehr tun. „Es geht nicht darum, 
sich auf die Defizite zu fixieren, son-
dern den ganzen Menschen mit seinen 
Potenzialen und Fähigkeiten zu sehen.“ 
Als größte Aufgabe im Bereich von In-
klusion und Teilhabe nannte Nahles 
das Bundesteilhabegesetz. Es soll 2016 

SPD-Fraktion führt Dialog mit Werkstatträten
beschlossen werden und zum 1. Januar 
2017 in Kraft treten. Ziel des Gesetzes: 
weg vom Grundsatz der Fürsorge, hin 
zum Grundsatz der Teilhabe.

Mehr Rechte für Werkstatträte
„Der Zugang zum ersten Arbeits-

markt ist eine der wichtigsten Voraus-
setzungen dafür, dass Menschen mit 
Behinderungen gleichberechtigt und 
selbstbestimmt am gesellschaftlichen 
Leben teilhaben können“, sagte Kerstin 
Tack, die Beauftragte der SPD-Fraktion 
für die Belange von Menschen mit Be-
hinderungen. Das Gesetz werde die 
Übergänge zwischen den Werkstätten 
für behinderte Menschen und dem ers-
ten Arbeitsmarkt flexibilisieren. 

Mit einer Änderung der Werkstät-
ten-Mitwirkungsverordnung sollen 
zudem die Rechte der Beschäftigten 
gestärkt werden. Neben Mitwirkungs-
rechten sollen die Werkstatträte auch 
Mitbestimmungsrechte erhalten. ■

Andrea Nahles und Kerstin Tack (Mitte) im Gespräch mit Werkstatträten. 

Videos zu Veranstaltungen der 
SPD-Bundestagsfraktion finden 
Sie unter:
www.spdfraktion.de/youtube



8 // Im Fokus

Die Koalition beschließt Verbesserungen in der Gesundheits-
versorgung. Auch in der Frage um die Sterbehilfe gibt es Klarheit.

Bessere Versorgung und 
Klarheit bei der Sterbehilfe

Vorgestellt

Marina Kermer

Die SPD-Fraktion will Menschen in ihrer letzten Lebensphase besser unterstützen.
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„Lebensqualität darf nicht von 
der sozialen Herkunft abhän-
gen“, sagt Marina Kermer (55). 
Als Leiterin des Projekts 
#NeueLebensqualität sucht sie 
gemeinsam mit Bürgerinnen 
und Bürgern Antworten auf 
die Frage, was gutes Leben aus-
macht und wie wir es allen 
Menschen ermöglichen kön-
nen. Gute Ernährung, gutes 
Wohnen und gute Gesund-
heitsversorgung – darum geht 
es bei der Projektgruppe. 
Die Diplom-Ingenieurin sitzt 
seit 2013 für die SPD im Bundes-
tag und ist Mitglied im Ge-
sundheitsausschuss. Vorher 
war Marina Kermer lange als 
Gewerkschaftssekretärin und 
bei der Bundesagentur für 
Arbeit tätig. ■

Wie kann ein modernes Ein-
wanderungsrecht aussehen? 
Wie können wir ankommende 
Flüchtlinge und Einwanderer 
schneller und besser integrie-
ren? Antworten auf diese 
Fragen sucht Karamba Diaby 
(51) als Leiter der Projekt-
gruppe #NeuesMiteinander. Er 
selbst ist 1985 aus dem Senegal 
nach Deutschland gekommen, 
um in Halle zu studieren – mit 
einem Stipendium der DDR. 
Er blieb und ist seit 2001 deut-
scher Staatsbürger. Der promo-
vierte Chemiker engagierte 
sich in Halle jahrelang im 
Bereich der interkulturellen 
Bildung und Jugendarbeit und 
trat 2008 in die SPD ein. 2013 
zog er für die SPD in den Bundes-
tag ein macht dort vor allem 
Bildungspolitik. ■

Karamba Diaby Mit einem Gesetz zur Krankenhaus-
strukturreform macht die Koalition 
Qualität zum zentralen Kriterium bei 
der Krankenhausplanung. Für mehr 
Qualität erhalten Krankenhäuser künf-
tig Zuschläge, bei Qualitätsmängeln 
drohen Abschläge. 

Zudem soll eine Expertenkommission 
bis Ende 2017 überprüfen, wie der 
Pflegebedarf der Patientinnen und Pa-
tienten bei der Bezahlung der Kranken-
häuser richtig abgebildet wird. In der 
Zwischenzeit wird mit einem Förder-
programm in Höhe von 660 Millionen 
Euro jährlich bis 2018 das Pflegeper-
sonal ausgebaut. Der bisherige Versor-
gungszuschlag wird ab 2017 durch 
einen Pflegezuschlag ersetzt. Die 500 
Millionen Euro sollen den Häusern zu-
gute kommen, die keine Pflegestellen 
abgebaut haben und ihr Pflegeperso-
nal anständig entlohnen.

Hospiz- und Palliativversorgung
Daneben verbessert die Koalition 

mit einem Gesetz die Hospiz- und Palli-
ativversorgung. Ziel ist es, ein flächen-
deckendes Angebot zu schaffen. Am-
bulante und stationäre Hospizdienste 
werden finanziell besser ausgestattet. 
Für Krankenhäuser und Pflegeheime 

verbessert die Koalition die finanziellen 
Rahmenbedingungen. Sterbebegleitung, 
Pflege und ärztliche Versorgung wer-
den besser miteinander verknüpft. 

„Diejenigen, die am Ende ihres Lebens 
unsere Hilfe brauchen, dürfen wir 
nicht alleine lassen“, sagte die gesund-
heitspolitische Sprecherin der SPD-
Fraktion Hilde Mattheis. 

Bundestag regelt Sterbehilfe
Außerdem hat der Bundestag nach 

mehrjähriger Debatte ein Gesetz zur 
Sterbehilfe beschlossen. Der Gesetz-

entwurf einer Abgeordneten gruppe 
um Kerstin Griese (SPD) und Michael 
Brand (CDU) stellt die geschäftsmäßige 
Hilfe bei der Selbsttötung unter Strafe. 

„Geschäftsmäßig" meint dabei das auf 
Wiederholung angelegte, organisierte 
Handeln von Vereinen und Einzelper-
sonen. Angehörige und nahestehende 
Personen sind bei Suizidbeihilfe vor 
einer Bestrafung geschützt. Auch Ein-
zelfallentscheidungen von Ärzten sol-
len nicht bestraft werden. Die Abstim-
mung im Bundestag erfolgte ohne die 
sonst übliche Fraktionsdisziplin. ■

Der Bundestag hat Mitte November 
das Pflegestärkungsgesetz II beschlos-
sen. Der Kern des Gesetzes: Ein neuer 
Pflegebedürftigkeitsbegriff. Er sieht 
vor, dass künftig neben körperlichen 
auch geistige und psychische Ein-
schränkungen bei der Beurteilung der 
Selbständigkeit von Menschen einbe-
zogen werden. Dadurch werden De-
menzkranke und psychisch Kranke 
gleichrangig in der Begutachtung be-
handelt. Ab 2017 sollen fünf Pflegegra-
de die bisherigen drei Pflegestufen er-
setzen. Bei der Begutachtung wird mit 

einem neuen Verfahren anhand von 
sechs Merkmalen überprüft, wie der 
Grad der Selbständigkeit einer Person 
zu bewerten ist. Der Pflegegrad 1 setzt 
dabei früher an und wird etwa 500.000 
Menschen erreichen, die bisher keine 
Leistungen aus der Pflegeversicherung 
erhalten haben. Wichtig: Alle, die be-
reits Leistungen der Pflegeversiche-
rung erhalten, werden per Gesetz auto-
matisch ohne erneute Begutachtung in 
das neue System überführt. Niemand 
wird schlechter gestellt, die meisten er-
halten sogar mehr Leistungen. ■

Koalition stärkt die Pflege Termine 
25. November Gleichwertige 
Lebensverhältnisse in Deutsch-
land, 21397 Barendorf 

26. November TTIP – Chancen 
und Risiken, 39576 Stendal 

27. November Fluchtursachen 
bekämpfen – Flüchtlinge 
integrieren! 23701 Eutin

Weitere Termine:
www.spdfraktion.de
www.facebook.com/
spdbundestagsfraktion


